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Text 

Ansuchen und Anträge 

§ 26. (1) Ansuchen und Anträge auf Gewährung einer Förderung gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 bis 5, 7 und 
8 sind an die Landesregierung, gemäß § 7 Abs. 1 Z 6 an den Magistrat zu richten. 

(2) Den Ansuchen sind alle zur Beurteilung und Überprüfung erforderlichen Unterlagen 
anzuschließen. 

(3) Bei Ansuchen auf Gewährung einer Förderung gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 bis 4 sind dies insbesondere 
die Baubewilligung, baubehördlich genehmigte Bau- und Lagepläne oder Bau- und Lagepläne unter 
Anschluss einer Erklärung eines Ziviltechnikers gemäß § 70a Abs. 1 Bauordnung für Wien, dass Pläne 
unter Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften verfasst sind, Baupläne gemäß § 8 Abs. 2 und 
Abs. 3 des Gesetzes über Kleingärten (Wiener Kleingartengesetz 1996), Grundbuchsauszüge oder -
abschriften, Grundbuchsabschriften mit eingetragenem Veräußerungsverbot gemäß § 6 Abs. 6a 
Bauordnung für Wien, Baubeschreibungen, Kostenberechnungen und Finanzierungspläne. Die 
rechtskräftige Baubewilligung darf bei sonstigem Ausschluss von der Förderungsgewährung im Zeitpunkt 
der Antragstellung maximal 3 Jahre zurückliegen. Weiters hat der Förderungswerber anzugeben, ob die 
Wohnungen (Geschäftsräume) in Miete oder in Wohnungseigentum vergeben werden sollen. 
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(4) Den Anträgen auf Gewährung von Wohnbeihilfe sind ein Nachweis des Einkommens 
(Haushaltseinkommens), die Meldezettel aller im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen, ein 
Nachweis über die Nutzfläche der Wohnung sowie ein Nachweis über den Wohnungsaufwand gemäß 
§ 20 Abs. 4 und 6 anzuschließen. Ausländer haben noch zusätzlich den Nachweis (Aufenthaltstitel, 
Aufenthaltsbewilligung) über ihren 5-jährigen ständig legalen Aufenthalt in Österreich zu erbringen. 
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